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N I E D E R S C H R I F T 
 
der ordentlichen und öffentlichen Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Göllersdorf 
am 02.12.2015. 
 
Ort der Sitzung: Sitzungssaal des Rathauses Göllersdorf 
 
Beginn:  19.30 Uhr   Ende: 21.10 Uhr 
. 
Die Einladung erfolgte am 27.11.2015 per E-Mail. 
 

 Anwesende:  Bgm. Josef Reinwein, Vorsitzender, 
  VBgm. Annemarie Bauer, 
 GfGR Michael Deninger, GfGR Ing. Martin Klampfer,  
  GfGR Herbert Poisinger, GfGR Martin Schirmböck,  
   GR Josef Brandl, GR Herbert Ebner, 
  GR Michael Engelberger, GR Wolfgang Heindl, 
  GR Stefan Hinterberger, GR Christine Holzer, 
  GR Martin Holzer, GR Martina Kührer, 
 GR Franz Mattes, GR Brigitta Pfeifer, 
  GR Michael Raab, GR Isabella Raberger,  
  GR Franz Rothmayer, GR Thomas Sobetzky, 
  GR Ernst Suttner 

  
Entschuldigt:   - 
 
Schriftführer: VB Leopold Maurer 
 
Die Sitzung ist beschlussfähig. 
 
Frau Gemeinderätin Isabella Raberger feierte am 03.11.2015 ihren 50. Geburtstag. 
Bgm. Reinwein überreicht aus diesem Anlass einen Blumenkorb und wünscht ihr alles Gute. 
Die Fraktionsführer schließen sich den Glückwünschen an. 
 
Der Bürgermeister stellt fest, dass bei der Einladung zur Gemeinderatssitzung irrtümlicher-
weise zweimal der Punkt 4 angeführt wurde. Die Nummerierung wird fortlaufend um einen 
Punkt erhöht.  
 
Bgm. Josef Reinwein stellt gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung einen Dringlich-
keitsantrag um Aufnahme eines weiteren Tagesordnungspunktes in die Tagesordnung der 
öffentlichen Gemeinderatssitzung und zwar: 
 
KG Göllersdorf – Antrag auf grundbücherliche Durchführung gemäß §§ 15 ff Liegenschafts-
teilungsgesetz 
 
Nach Erläuterung desselben wird die Aufnahme vom Gemeinderat einstimmig genehmigt und 
als Tagesordnungspunkt TOP 17 der öffentlichen Sitzung angereiht. 
 
Der Tagesordnungspunkt der nicht öffentlichen Sitzung wird nachgereiht. 
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Der Freiheitliche Gemeinderatsclub der FPÖ stellt gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ Gemeindeord-
nung einen Dringlichkeitsantrag um Aufnahme eines weiteren Tagesordnungspunktes in die 
Tagesordnung der öffentlichen Gemeinderatssitzung und zwar: 
 
Resolution  „NEIN zum Durchgriffsrecht der Bundesregierung !“ 
 
und stellt den Antrag, der Gemeinderat möge beschließen: 
1. Der Gemeinderat der Marktgemeinde Göllersdorf spricht sich gegen das „Durchgriffs- 
    recht“ der Bundesregierung aus. 
2. Der NÖ. Landtag, die NÖ. Landesregierung, der Nationalrat und die Bundesregierung 
    werden im Sinne der Antragsbegründung aufgefordert, alle rechtlichen Schritte zu setzen, 
    um das „Bundesverfassungsgesetz über die Unterbringung und Aufteilung von hilfs- und 
    schutzbedürftigen Fremden“ rasch wieder aufzuheben. 
 
Nach Erläuterung und Verlesen des Dringlichkeitsantrages durch GR Brandl wird die Auf-
nahme vom Gemeinderat mit 8 Stimmen dafür und 11 Stimmen dagegen (Bgm. Reinwein, 
GfGR Poisinger, GfGR Schirmböck, GR Ebner, GR Hinterberger, GR Holzer Christine,  
GR Holzer Martin, GR Kührer, GR Mattes, GR Pfeifer, GR  Rothmayer)  und 2 Stimment- 
haltungen (GR Heindl, GR Raab) abgelehnt. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
1.) Entscheidung über Einwendungen gegen die Verhandlungsschrift der Gemeinde-

ratssitzung vom 05.10.2015:  
 
Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 
05.10.2015 keine Einwände erhoben wurden. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als ge-
nehmigt. 
 
 
 

2.) Subventionen: 
 
Für die Reparatur des bei der FF Viendorf im Einsatz befindlichen RLFA 2000 sind 
nachstehende Kosten angefallen: 
Fa. Pappas Gruppe, 1210 Wien € 440,27 incl. MWSt. 
Fa. Walser GmbH., 6830 Rankweil € 1.219,38 incl. MWSt. 
 
Nunmehr ersucht die Freiwillige Feuerwehr Viendorf um Übernahme der Reparaturkos-
ten. 
 
VA-Stelle:  1/163-7740              VA-Betrag:  € 24.000,00             frei:  € 15.903,98 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge die Kostenübernahme genehmigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Der NÖ. Seniorenbund Göllersdorf und der Pensionistenverband Göllersdorf ersuchen 
um Gewährung einer Subvention für das Haushaltsjahr 2015. 
 
VA-Stelle:  1/429-7770                  VA-Betrag:  € 200,00                frei:  € 200,00 
 
Antrag des Gemeindevorstandes: 
Der Gemeinderat möge sowohl dem NÖ. Seniorenbund Göllersdorf als auch dem Pensio-
nistenverband Göllersdorf eine Subvention in der Höhe von je € 100,00 zuerkennen.  
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

3.) Sportverein Göllersdorf – Kabinenneubau: 
 
Der Sportverein Göllersdorf hat seine Projektsplanungen – Erneuerung der Umkleideka-
binen und Duschräume – abgeschlossen und wurde das Projekt dem Gemeindevorstand 
samt Kostenschätzungen vorgestellt. 
Nunmehr ersucht der Sportverein Göllersdorf für das Kalenderjahr 2016 um eine Subven-
tion in der Höhe von € 120.000,00. 
Der Vorsitzende berichtet, dass diese Mittel im Kalenderjahr 2016 aus dem ordentlichen 
Haushalt nicht aufgebracht werden können. Es soll daher ein außerordentliches Vorhaben 
geschaffen werden, damit diese Mittel dem Sportverein durch Aufnahme eines Darlehens 
zur Verfügung gestellt werden können. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes :  
Der Gemeinderat möge dem Sportverein Göllersdorf eine Subvention in der Höhe von 
22,5 % der tatsächlichen Kosten, jedoch max. € 100.000,00 für den Kabinenneubau zuer-
kennen.  
Die Auszahlung von € 80.000,00 soll im Juli 2016 erfolgen, der Restbetrag nach Vorlage 
von diesbezüglichen Rechnungen. 
Die Erstellung eines außerordentlichen Vorhabens, welches durch Aufnahme eines Dar-
lehens bedeckt wird, ist im Voranschlag 2016 vorzusehen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

4.) KG. Göllersdorf – Ansuchen um Grundkauf: 
 
Herr Mag. Andreas Sammer aus Göllersdorf ersucht um Abverkauf des Grundstückes 
Parzelle Nr. 1830/2 der KG. Göllersdorf im Ausmaß von 1.791 m². Dieses Grundstück 
befindet sich im Bauland-Betriebsgebiet. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge das Ansuchen genehmigen, der m²-Preis soll  € 18,00 
betragen. 
Sämtliche Kosten für Vermessung und grundbücherliche Durchführung gehen zu Lasten 
des Käufers. 
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Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

5.) Güterwege – Bauprogramm 2016: 
 
Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat die im Arbeitsprogramm Güterwege Erhaltung 
2016 vorgesehenen Arbeiten zur Kenntnis. 
Die Gesamtbaukosten belaufen sich auf  € 25.000,00, seitens der Marktgemeinde Göl-
lersdorf sind 60 % der Gesamtbaukosten (= € 15.000,00) aufzubringen, die Finanzierung 
des Restbetrages erfolgt durch Fördermittel und Bedarfszuweisungen. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge das Arbeitsprogramm Güterwege Erhaltung 2016 genehmigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

6.) KG. Untergrub – Dienstbarkeitsvertrag EVN: 
 
Von der Netz Niederösterreich GmbH. aus Maria Enzersdorf liegt ein Dienstbarkeitsver-
trag der beanspruchten Flächen für die Errichtung einer Trafostation in der Katastralge-
meinde Untergrub auf der Parz. Nr. 165/3 zur Genehmigung vor. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge den vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag samt Anerkennungserklä-
rung genehmigen und unterfertigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Unterfertigt haben: GfGR Poisinger, GR Suttner, GR Ebner 
 
 
 

7.) Forst- und Gutsverwaltung Schönborn – Grundtausch: 
 
Wie in der Gemeindevorstandssitzung am 03.06.2015 beschlossen, erfolgte eine Bege-
hung des Gemeindevorstandes zum Ansuchen der Forst- und Gutsverwaltung Schönborn 
über einen Grundkauf bzw. Grundtausch von Güterwegen, welche nicht mehr im öffentli-
chen Interesse stehen. Nicht mehr im öffentlichen Interesse bedeutet, dass diese Waldwe-
ge entweder komplett von Schönborn Grundstücken umschlossen sind, oder die Wegtras-
se durch Bewuchs und Bäume in der Natur nicht mehr erkennbar ist. Die Wege, die zur 
Gänze bereinigt werden, haben laut Kataster generell Breiten unter 2m. Für den Grund-
stückstausch an der KG-Grenze Großstelzendorf  - Bergau ist es unbedingt erforderlich, 
einen Bestandsplan der Wegesituation als Grundlage erstellen zu lassen. 
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Es handelt sich dabei um folgende Grundstücke bzw. Grundstücksteile: 
KG. Großstelzendorf – Gst.Nr. 539/1 wird vom Weißen Kreuz bis zum nördlichen Ende 
des Weges abverkauft 
KG. Großstelzendorf – möglicher Grundtausch aufgrund zu erstellendem Bestandsplan 
Gst.Nr. 573, 575/1 u. 575/2 
KG. Bergau – möglicher Grundtausch aufgrund zu erstellendem Bestandsplan Gst.Nr. 
543 
KG. Bergau – die Grundstücknummern 553 und 558 zur Gänze – Waldwege mit durch-
gehender Breite unter 2 m – in der Natur nicht mehr erkennbar - in der Nähe der KG-
Grenze Großstelzendorf und Göllersdorf 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge dem Grundverkauf bzw. Grundtausch zustimmen, der m² Preis 
soll € 1,00 betragen. Sämtliche Kosten für Vermessung und grundbücherliche Durchfüh-
rung gehen an die Forst- und Gutsverwaltung Schönborn. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis:  19 dafür 2 dagegen (GR Brandl, GR Suttner)  dagegen 
 
 
 

8.) KG. Großstelzendorf – Tauschvertrag: 
 
Aufgrund der Vermessungsurkunde GZ. 24645 erfolgte ein Grundtausch zwischen Herrn 
Patrick Hagen und der Marktgemeinde Göllersdorf und liegt nunmehr der diesbezügliche 
Tauschvertrag zur Genehmigung vor. Der Kaufpreis für die Differenzfläche wurde bereits 
einbezahlt. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge den vorliegenden Tauschvertrag samt Anerkennungserklärung 
genehmigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

9.) Gewerbliche Betriebsanlagen – örtliche Baupolizei: 
 
Aufgrund der NÖ. Bau-Übertragungsverordnung werden Angelegenheiten der örtlichen 
Baupolizei bei gewerblichen Betriebsanlagen aus dem selbständigen Wirkungsbereich 
der Gemeinden auf die Bezirkshauptmannschaften übertragen. 
 
Das  Landesverwaltungsgericht NÖ. hat mit Beschluss vom 27.06.2015 zur Zuständigkeit 
bei einer Mischnutzung bzw. –verwendung von Bauwerken festgehalten, dass die Bau-
Übertragungsverordnung keine Bestimmung enthält, wonach die Übertragung von Ange-
legenheiten der örtlichen Baupolizei bei gewerblichen Betriebsanlagen auf die Bezirks-
hauptmannschaft auch nicht gewerblich genutzte Teile eines Vorhabens umfasst. 
Aus diesem Grund soll daher, um eine Regelung für die Zuständigkeit bei Mischnutzung 
bzw. –verwendung zu ermöglichen, eine erweiterte Beschlussfassung und Antragstellung 
vorgenommen werden. 
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Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge nachstehenden Beschluss fassen: 
 
Der Gemeinderat der Marktgemeinde Göllersdorf stellt gemäß § 32 Abs. 4 NÖ. Gemein-
deordnung 1973, LGBl. 1000, an die NÖ. Landesregierung den Antrag, die NÖ. Landes-
regierung wolle die Besorgung aller Angelegenheiten der örtlichen Baupolizei bei ge-
werblichen Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die Gewerbebehörde bedür 
fen, aus dem eigenen Wirkungsbereich der Marktgemeinde Göllersdorf auf die Bezirks-
hauptmannschaft Hollabrunn übertragen. Die Übertragung bezieht sich auf das gesamte  
 
Vorhaben, auch wenn dieses nur teilweise der gewerbebehördlichen Genehmigungs-
pflicht unterliegt, soweit bautechnisch ein untrennbarer Zusammenhang mit der gewerb-
lichen Betriebsanlage besteht. 
 
 
 
Begründung: Gemäß § 23 Abs. 1 dritter Satz in Verbindung mit § 20 Abs. 1 letzter Satz 
NÖ. Bauordnung 2014, LGBl. Nr. 1/2015 in der geltenden Fassung, ist die Zuständigkeit 
der Baubehörde bei gewerblichen Betriebsanlagen, die einer Genehmigung durch die 
Gewerbebehörde bedürfen, auf jene baurechtlichen Bestimmungen eingeschränkt, deren 
Regelungsinhalt durch die Genehmigung der Gewerbebehörde nicht erfasst ist. Dies kann 
in der Praxis zu Abgrenzungsschwierigkeiten führen. Nach der derzeit geltenden Rechts-
lage sind nach wie vor ein gewerbebehördliches Verfahren und ein baurechtliches Ver-
fahren parallel zu führen. Würden die genannten Angelegenheiten der örtlichen Baupoli-
zei auf die Bezirkshauptmannschaft übertragen, wäre dieser Schritt im Sinne der Zweck-
mäßigkeit der Verfahrensführung gelegen und hätte überdies eine Beschleunigung und 
Vereinfachung beider Verfahren zur Folge. Die Verfahren könnten rascher durchgeführt 
werden und es würden Doppelgleisigkeiten vermieden werden. Dies hätte eine gesteigerte 
Effizienz zur Folge und es würde eine stärkere Rechtmäßigkeit der Verfahren und eine 
höhere Rechtssicherheit erreicht werden. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

10.) KG. Göllersdorf – Optionsverlängerung: 
 
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 18.03.2015 wurde mit der Gemeinnützigen Bau- und 
Siedlungsgenossenschaft „Waldviertel“ ein Optionsvertrag zum Ankauf der Parzelle  
Nr. 1750/1 der KG. Göllersdorf bis 31.10.2015 abgeschlossen. 
 
Da für das geplante Projekt noch keine Förderungsbewilligung erteilt wurde, ersucht die 
Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgenossenschaft „Waldviertel“ um Optionsverlänge-
rung bis 30.06.2016. 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge der Optionsverlängerung bis 30.06.2015 zustimmen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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11.) HW-Rückhaltebecken Obergrub – Vergabe Planung: 
 
Für die Ausarbeitung eines wasserrechtlichen Einreichprojektes für Kleinmaßnahmen 
zum Flächen- und Muldenrückhalt für Wasser und Sedimente in der KG. Obergrub wurde 
seitens des Amtes der NÖ. Landesregierung, Abteilung Wasserbau, eine Honorarauskunft 
eingeholt. 
 
Es wurden nachstehende Offerte abgegeben, welche lauten: 
Fa. Schneider Consult, 3500 Krems/Donau € 25.964,00  incl. MWSt. 
Fa. Hydro-Ingenieure, 3504 Krems/Stein € 23.640,00  incl. MWSt. 
Fa. Werner Consult, 1200 Wien € 25.080,00  incl. MWSt. 
 
 
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge die Ausarbeitung des wasserrechlichen Einreichprojektes an den 
Best- und Billigstbieter, Fa. Hydro-Ingenieure aus Krems, vergeben. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

12.) Gebarungsprüfungsbericht: 
 
Der Vorsitzende bringt dem Gemeinderat nachstehenden Bericht des Prüfungsausschus-
ses der Marktgemeinde Göllersdorf zur Kenntnis: 
 
Am 25.09.2015 führte der Prüfungsausschuss der Marktgemeinde Göllersdorf eine an-
gesagte Gebarungsprüfung durch. 
Die Gegenüberstellung von Istbestand und Sollbestand ergibt die Übereinstimmung. 
Die Prüfung umfasste Haushaltsbelege, Abrechnung Winterdienst sowie die Arbeitsbü-
cher der Gemeindearbeiter. 
 
 
 

13.) Aufbahrungshalle Göllersdorf: 
 
Wie in der Gemeindevorstandssitzung am 10.08.2015 beschlossen, wurde Herr Baumeis-
ter Ing. Buda mit der Detailplanung für den Um- bzw. Zubau einer Leichenhalle in Göl-
lersdorf beauftragt und ist diese nunmehr abgeschlossen. Es wurde mit der Pfarre Göl-
lersdorf als Eigentümerin der Schmerzensmannkapelle und des Grundstückes im Vorfeld 
gesprochen und dahingehend ein Konsens für den Umbau erzielt. Die tatsächlichen Kos-
ten belaufen sich, auf ca. € 148.000,00 incl. MWSt. zuzüglich 10 % Kosten für Planung 
und Bauaufsicht. Da darüber in der heutigen Gemeinderatssitzung heftig diskutiert wur-
de, muss man dazusagen, dass es im Vorfeld der Detailplanung nur eine Kostenschätzung 
nach dem Modell unserer beiden Aufbahrungshallen in Großstelzendorf und Bergau ge-
geben hat, da auch nicht wirklich der Standort und die Ausführung bekannt waren. Dem-
entsprechend gibt es auch keine Steigerung bei den geschätzten Kosten. 
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Antrag des Gemeindevorstandes: 
Der Gemeinderat möge die Zustimmung zum Bau der Leichenhalle erteilen und Herrn 
Baumeister Ing. Buda mit der Ausschreibung beauftragen. 
Die Kosten sind im Voranschlag für das Kalenderjahr 2016 einzuplanen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
 

14.) Gemeindeverbände – Voranschläge 2016: 
 
Der Bürgermeister bringt dem Gemeindevorstand nachstehende Voranschläge für das Ka-
lenderjahr 2016 zur Kenntnis: 
 
Gemeindeverband der Walter Lehner Musikschule Holl.  Beitrag € 84.200,00 
Schulgemeinde der Polytechnischen Schule Hollabrunn  Beitrag € 6.000,00 
Schulgemeinde der Allgemeinen Sonderschule Hollabrunn Beitrag € 18.500,00 
Standesamts- und Staatsbürgerschaftsverband Hollabrunn Beitrag € 36.800,00 
Marktgemeinde Sitzendorf an der Schmida Beitrag € 1.973,60 
 

15.) TTIP/CETA/TiSA-frei Gemeinde: 
 
Die TTIP/CETA/TiSA Abkommen sollen demnächst beschlossen bzw. weiter intranspa-
rent und ohne Einbeziehung nationaler Regierungen und Organisationen ausverhandelt 
werden. Da die negativen Folgen für unsere Gemeinde nicht abschätzbar sind, soll eine 
Unterzeichnung der Resolution TTIP/CITA/TISA-freie Gemeinde erfolgen, um die Be-
denken seitens der Marktgemeinde Göllersdorf zum Ausdruck zu bringen. 
Die Mitglieder des Gemeinderates wurden bei einer Informationsveranstaltung ausführ-
lich zu diesem Thema informiert. 
 
Antrag SPÖ- Fraktion: Der Gemeinderat möge nachstehende Resolution beschließen: 
 
                      Resolution: TTIP/CETA/TiSA-freie Gemeinde 
 
Die Marktgemeinde Göllersdorf erklärt sich zur "TTIP/CETA/TiSA-freien Gemeinde".  
Mit der Erklärung zur TTIP/CETA/TiSA-freien Gemeinde werden folgende Forderungen 
an die Bundesregierung, an die Abgeordneten des Nationalrates und an das europäische 
Parlament verbunden: 
• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, welche die Gemeindeauto-
nomie bei der Sicherstellung der öffentlichen Dienstleistungen untergraben oder ihre 
Rechte auf Regulierung einschränken 
• kein Abschluss von Handels- und Investitionsabkommen, die Instrumente des Investiti-
onsschutzes enthalten  
• Aussetzen der TTIP & TiSA-Verhandlungen, solange die verhandlungsrelevanten Do-
kumente nicht offengelegt sind und es keinen demokratischen Prozess gibt 
• Ablehnen des CETA-Abkommens durch die österreichische Regierung bzw. die Abge-
ordneten des Nationalrates bzw. die österreichischen Abgeordneten zum Europäischen 
Parlament 
• die Offenlegung der Verhandlungsunterlagen aller derzeit verhandelten Abkommen, 
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insbesondere von TTIP, CETA und TiSA für BürgerInnen und ParlamentarierInnen  
• die begleitende öffentliche Auseinandersetzung mit den Verhandlungsinhalten während 
der gesamten Verhandlungsdauer im österreichischen und Europäischen Parlament unter 
Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Organisationen  
 
Begründung: 
Im Rahmen der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) sowie 
der CETA- und TiSA-Abkommen verhandelt die EU-Kommission im Auftrag der Mit-
gliedsländer weitere Deregulierungsmaßnahmen und –schritte, die alle Lebensbereiche 
betreffen. Teilbereiche davon sind der Dienstleistungssektor und die öffentliche Auf-
tragsvergabe. Laut dem durchgesickerten Verhandlungsmandat für TTIP und den durch-
gesickerten Verhandlungsdokumenten für CETA und TiSA ist das Ziel dieser Abkom-
men, bestehende Liberalisierungen des Dienstleistungsbereichs über diese Abkommen 
festzuschreiben.  
Alle öffentlichen Dienstleistungen, die für den sozialen Zusammenhalt wichtig sind und 
zu denen alle BürgerInnen freien Zugang haben müssen, sind von diesen Abkommen be-
troffen: Gesundheit, Bildung, Energieversorgung, Wasser, Transporte, öffentlicher Ver-
kehr, Post, Telekommunikation, Kultur und Freizeit, Abfallwirtschaft, Alterspflege usw.  
Lediglich jene Bereiche, die explizit in Form eines Negativlistenansatzes ausgenommen 
werden, fallen nicht darunter.  
 
 
Darüber hinaus sollen Konzerne, die in einer der Regionen bzw. Länder, die TTIP, CETA 
und TiSA verhandeln, eine Niederlassung haben, in Zukunft bei der Ausschreibung von 
öffentlichen Verträgen mitbieten können.  
Freihandelsabkommen – so auch diese – sind für alle Gebietskörperschaften, also vom 
Bund über die Bundesländer bis zu den Gemeinden gültig; sie sind für alle Gebietskör-
perschaften verpflichtend. Bundesländer und Gemeinden sind also direkt betroffen. TTIP, 
CETA und TiSA stellen das Subsidiaritätsprinzip in Frage, indem sie namentlich die 
Möglichkeit der lokalen Entscheidungsträger und Entscheidungsträgerinnen einschränken 
im Dienstleistungsbereich eine eigenständige Politik zu betreiben. Die zwingende 
Gleichbehandlung von lokalen und ausländischen Anbietern (Prinzip der "Inländerbe-
handlung") macht Regionalpolitik oder die Förderung von Nahversorgung unmöglich.  
Im Rahmen von TTIP und CETA sollen Konzernen auch Klagerechte gegenüber Staaten 
zugesprochen werden – der sogenannte Investitionsschutz. Solche Klagen sollen von pri-
vaten Schiedsgerichten entschieden werden, die der Öffentlichkeit - wenn überhaupt - nur 
beschränkt zugänglich sind und für die es keine Berufungsmöglichkeiten gibt. Damit 
können diese Konzerne in Zukunft Staaten (und indirekt Gemeinden) auf entgangenen 
Gewinn oder zu hohe Umweltauflagen klagen. Dies kann auch Gemeinden treffen. So hat 
Vattenfall 2009 Deutschland wegen zu hoher Umweltauflagen für das Kohlekraftwerk 
Moorburg in Hamburg geklagt.  
Erstmalig wird im TTIP-Abkommen ein regulatorischer Rat verhandelt, der dieses Ab-
kommen zu einem „lebenden Abkommen“ machen soll. Dieser Rat soll von Vertretern 
der Europäischen Kommission und der US-Regierung beschickt werden. Nach Abschluss 
der Verhandlungen sollen bestehende und zukünftige Gesetze, Vorschriften und Stan-
dards zum Schutz von Leben und Gesundheit, zum Umwelt- und KonsumentInnenschutz 
insbesondere auch für den Handel mit landwirtschaftlichen Produkten darauf überprüft 
werden, ob sie ein unnötiges Handelshemmnis zwischen den betreffenden Ländern dar-
stellen und gegebenenfalls Maßnahmen zur Harmonisierung gesetzt werden. Ausgewähl-
te Stakeholder (vor allem Konzerne) sollen in die Arbeit des regulatorischen Rates einge-
bunden werden.  
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Egal, welche Handels- und Investitionsabkommen verhandelt werden – ein grundlegen-
des Problem ist immer die fehlende Offenlegung von Verhandlungsdokumenten. Alle 
Verhandlungsdokumente sind geheim, weder die Position der Europäischen Kommission 
noch jene der verhandelnden Länder USA und Kanada sind bekannt. Noch gravierender 
ist das diesen Verhandlungen eigene Demokratiedefizit. Dadurch, dass die Verhandlun-
gen streng geheim und abgeschirmt von der Öffentlichkeit stattfinden, wird ein demokra-
tischer Meinungsbildungsprozess unterbunden. Dies unterminiert die Grundpfeiler der 
Demokratie und muss deshalb grundsätzlich geändert werden. Verschiedene Gemeinden 
in Europa haben bereits Maßnahmen gegen TTIP, CETA uns TiSA ergriffen und ähnlich 
lautende Resolutionen unterschrieben. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: 16 Stimmen dafür, 5 Stimmenthaltungen (GfGR Ing. Klampfer, 
GR Ebner, GR Heindl, GR Holzer Martin, GR Mattes) 
 
 
 

16.) Voranschlag  2016: 
 
Der Entwurf des Voranschlages für das Haushaltsjahr 2016 ist in der Zeit vom 
13.11.2015 bis 27.11.2015 zur allgemeinen Einsicht aufgelegen. 
 
Es wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
 
Der ausgeglichene Voranschlag beträgt im ordentlichen Haushalt  € 4.370.600,00. 
Der ausgeglichene Voranschlag im außerordentlichen Haushalt beträgt  € 2.410.500,00. 
 
Gleichzeitig mit dem Voranschlag sind vom Gemeinderat  
a) der Dienstpostenplan lt. Beilage zum Voranschlag und 
b) der mittelfristige Finanzplan für die Haushaltsjahre 2016 – 2020  
zu beschließen. 
 
Seitens des Vorsitzenden wird der Voranschlag den Mitgliedern des Gemeinderates ein-
gehend erörtert.  
 
Antrag des Gemeindevorstandes:  
Der Gemeinderat möge den Voranschlag 2016, den Dienstpostenplan lt. Beilage zum 
Voranschlag sowie den mittelfristigen Finanzplan in vorliegender Form genehmigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
 

17.) KG Göllersdorf – Antrag auf grundbücherliche Durchführung gemäß §§ 15 ff Lie-
genschaftsteilungsgesetz:: 
 
Aufgrund des Teilungsplanes GZ 7228/15 der Vermessung DI Brezovsky liegt ein Antrag 
auf grundbücherliche Durchführung gem. § 15 Liegenschafts-Teilungsgesetz vor. 
 
-)  die Fa. Wienerberger AG übergibt an die Marktgemeinde Göllersdorf, Öffentl. Gut  
     (Parzelle Nr. 993/3, KG. Göllersdorf): 
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    das Trennstück 1 der Parzelle Nr. 1006, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 105 m² 
    das Trennstück 2 der Parzelle Nr. 1004, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 156 m² 
    das Trennstück 3 der Parzelle Nr. 998, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 254 m² 
    das Trennstück 4 der Parzelle Nr. 993/2, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 616 m² 
    das Trennstück 5 der Parzelle Nr. 1322/2, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 54 m² 
-) die Marktgemeinde Göllersdorf, öffentliches Gut übergibt an die Marktgemeinde  
    Göllersdorf, öffentliches Gut (Parzelle Nr. 993/3, KG. Göllersdorf): 
    das Trennstück 6 der Parzelle Nr. 988, KG. Göllersdorf im Ausmaß von 20 m² 
 
Der m²-Preis wurde mit € 10,00 vereinbart. 
Sämtliche Kosten für Vermessung und grundbücherliche Durchführung trägt die Fa. 
Wienerberger AG. 
 
Antrag des Vorsitzenden: 
Der Gemeinderat möge die vorliegende Vermessungsurkunde genehmigen. 
 
Beschluss: Der Antrag wird angenommen. 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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